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An den ruhigen Tagen vor dem
Jahreswechsel wollte sich Mi-
chael Lezius der inneren Ein-
kehr widmen. Hinter dem Elb-

deich nördlich von Stade hatte er ein Moti-
vationsseminar gebucht.Als er in einer Pau-
se dort die Mailbox seines Mobiltelefons
abfragte, war es mit der Ruhe vorbei. Seine
Einschätzung als Vorstandsmitglied derAr-
beitsgemeinschaft Partnerschaft in der
Wirtschaft (AGP), das sich seit fünf Jahr-
zehnten für dieMitarbeiterbeteiligung stark
macht, war plötzlich überall gefragt.
Zurück imAGP-Büro in Kassel las Lezi-

us nach, was den Rummel ausgelöst hat:
„Ich halte die Zeit für gekommen, die Er-
tragsbeteiligung der Arbeitnehmer oder ih-
re Beteiligung am Produktivvermögen auf
den Tisch zu bringen“, hatte Bundesprä-
sidenten Horst Köhler den Politikern und
Tarifparteien über den „Stern“ mitgeteilt.
„Das waren nur wenige Worte“, wundert
sich Lezius, „aber sie zeigten eine ungeheu-
reWirkung.“
Tatsächlich zeigt die Reaktion maßgeb-

licher Politiker der großen Koalition, dass
der Anstoß des Bundespräsidenten mehr
bewirkt hat, als in einer nachrichtenarmen
Zeit die Zeitungsspalten zu füllen. „Ord-
nungspolitisch sehr vernünftig“, lobt der
Parlamentarische Staatssekretär im Bun-
deswirtschaftsministerium, Hartmut Schau-
erte (CDU), und verspricht: „Die Bundes-
regierungwird dieAnregungen konstruktiv
aufgreifen.“ Initiativ werden wollen auch
die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
SPD. Michael Meister, als stellvertretender
CDU/CSU-Fraktionschef für Wirtschaft
und Finanzen zuständig, „will das Thema
anpacken“ und sich mit der SPD zusam-
mensetzen. Einen Verbündeten hat er da-
bei schon gefunden – den raubeinigen
SPD-Linken Ludwig Stiegler.
Seit Jahrzehnten wurde in Deutschland

über Mitarbeiterbeteiligung zwar mit viel
Leidenschaft und Begeisterung, aber letzt-
lich ohne Ergebnis diskutiert. Jetzt zeichnet
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Union und SPD wollen dem Anstoß von
Bundespräsident Horst Köhler zur
Förderung der Mitarbeiterbeteiligung
jetzt Taten folgen lassen.

Mitarbeiter bei SAP in Walldorf Erfolgs-
beteiligung als Motivationsinstrument

sich der Weg ab, auf dem die Beteiligung
breiter Arbeitnehmerschichten am produk-
tiven Vermögen endlich doch noch zum
Durchbruch kommen könnte.
Ursprünglich hatten diese Idee schon

in der Frühphase der Industrialisierung die
so genannten Kathedersozialistenwie Ernst
Engel (1821 bis 1896) ins Spiel gebracht.
Engel wollte so den Gegensatz zwischen
Kapitaleignern und Arbeitnehmern auf-
heben, ohne die Leitungsfunktion des Un-
ternehmers zu beeinträchtigen. Dies wür-
de, so der aus Dresden stammende Öko-
nom, gleichzeitig die materielle Lage der
Arbeiter verbessern und ihre Identifikation
mit dem Unternehmen fördern. Pioniere
wie derUnternehmerErnstAbbe, der Ende
des 19. Jahrhunderts an der Spitze des
Zeiss-Werks in Jena stand, setzten solche
Ideen in die Praxis um.

Was damalswegen des sozialen Elends in
der Arbeiterrevieren besonders dringlich
war und als besonders fortschrittlich galt,
bestimmte die Debatte über Jahrzehnte.
Mit gleich klingenden Argumenten kämpf-
ten in den Fünfziger- und Sechzigerjahren
des 20. Jahrhunderts Wirtschaftspolitiker
wie Ludwig Erhard und der CDU-Sozial-
politiker Fritz Burgbacher für die Idee einer
„Gesellschaft von Teilhabern“. Doch sie
wurden abgeblockt.Auf der einen Seite von
Gewerkschaften, die eine Ent-Proletarisie-
rung der Arbeitnehmer fürchteten wie der
Teufel das Weihwasser. Und auf der ande-
ren Seite von Unternehmern, die auf einem
Herr-im-Haus-Standpunkt beharrten.
Stattdessen kam es in Deutschland zu

einer politischen Richtungsentscheidung
mit fatalen Folgen: Gegen den Willen von
Erhard, der eine kapitalgedeckte, auf Ak-
tien aufbauende Altersvorsorge propagier-
te, setzte KanzlerKonradAdenauer die um-
lagefinanzierte Rente durch. Nicht nur,
dass dadurch der deutsche Kapitalmarkt im
Vergleich zu Staaten mit betrieblichen Pen-
sionssystemen zurückfiel. Vor allem prägte

es die deutsche Mentalität sich in allen Le-
benslagen auf den Sozialstaat zu verlassen –
die Folgen lassen sich heute in dermaladen
Sozialversicherung besichtigen. Aus der
Burgbacher-Debatte Mitte der Sechziger-
jahre entstand immerhin das damalige
312-Mark-Gesetz, der Vorläufer des heuti-
genVermögensbildungsgesetzes – eine „Ta-
schengeldförderung“,wie der hessische Mi-
nisterpräsident Roland Koch spottet.

Die Politiker Meister und Stiegler wol-
len das jetzt ändern. Stiegler will das Ver-
mögensbildungsgesetz fortentwickeln, das
bisher für Investitionen von Mitarbeitern in
das arbeitgebende Unternehmen nur den
lächerlichen Betrag von maximal 135 Euro
steuerfrei stellt. Stiegler: „Wir müssen über-
legen, ob wir die Umwandlung von größe-
ren Lohn- und Gehaltsbestandteilen in Un-
ternehmensbeteiligungen von Steuern und
Sozialabgaben befreien.“ Weihnachts- und
Urlaubsgelder böten sich geradezu an zur
Umwandlung in stille Beteiligungen.

Solche Beteiligungen haben insbesonde-
re für mittelständische Unternehmen einen
doppelten Vorteil: Sie verbessern die Kapi-
talausstattung des Unternehmens, indem
Geld als Eigenkapital im Haus bleibt, das
sonst als reiner Personalaufwand abfließt.
Dasmacht sich unterdemRegime derBasel-
II-Regeln in Form eines besseren Ratings
und günstigerer Finanzierungsbedingungen
bezahlt. Gleichzeitig nehmen solche Betei-
ligungen dem Unternehmer nicht die Ent-
scheidung über das Tagesgeschäft und die
strategische Planung aus der Hand.

CDU-Finanzexperte Meister setzt eher
auf eine Nachbesserung des Alterseinkünf-
tegesetzes, in dessen Rahmen künftig auch
das Bausparen als Form derAltersvorsorge
begünstigt werden soll – als Ersatz für die
gerade abgeschaffte Eigenheimzulage. Die
gleiche Behandlung sei auch fürArbeitneh-
merbeteiligungen an ihren Unternehmen
vorstellbar. Allerdings müsste Bundeswirt-
schaftsminister Michael Glos (CSU) einen
gesetzlichen Rahmen schaffen, wie solche
Arbeitnehmereinlagen im Fall der Insol-
venz abgesichert werden können – und »F
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